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27 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Neuregelung der Zulagen in der nufallverſicherung. 
8 1. s 
Danziger Staatsangehörigen, die auf Grund der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung eine Rente 


beziehen, wird für die Zeit nach dem 31. Dezember 1921 eine monatlich im voraus zahlbare Zulage 
zu ihrer Rente gewährt, ſolange ſie ſich im Inland aufhalten. 


8 2. 

Zu einer Verletztenrente wird die Zulage nur gewährt, wenn die Rente fünfzig oder mehr vom 
Hundert der Vollrente beträgt oder wenn der Berechtigte mehrere Verletztenrenten bezieht, deren 
5 zuſammen mindeſtens die Zahl fuͤnfzig ergeben. 

8 5 

Die Zulage beſteht in dem Betrage, um den die Rente hinter dem Betrage zurückbleibt, deu 
ſie hätte, wenn ſie nach folgenden Jahresarbeitsverdienſten berechnet würde (erhöhte Rente). 

Als Jahresarbeitsverdienſt gilt, falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt 
eines landwirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag yon achttauſendeinhundert Mark, 
im übrigen der Betrag von zwölftauſend Mark. 

Bei Berechnung einer sa ee gelten an Stelle der im Abſatz 2 bezeichneten Sätze als 
Jahresarbeitsverdienſt, 

ſolange der Berechtigte nch nicht ſechszehn Jahre alt iſt, 
ſechszig vom Hundert, 5 
ſolange der Berechtigte ſechszehn oder mehr Jahre, aber noch nicht einundzwanzig 
Jahre alt iſt, 5 
achtzig bom Hundert 


8 4. 

Sit die Rente eines Verletzten gemäß 88 571, 940, 941, 1081, 1082 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung nach einem gekürzten Jahresarbeitsverdienſt berechnet, weil der Verletzte ſchon vor dem Unfall 
dauernd teilweiſe erwerbsunfähig war, fo tritt an die Stelle der im § 3 Abſ. 2, 3 bezeichneten Beträge 
derjenige Teil dieſer Beträge, welcher dem Maße der Erwerbsfähigkeit vor dem Unfall entſpricht. 


§ 5. 
Über die Gewährung der Zulage entſcheidet der Verſicherungsträger ſchriftlich. Die Entſcheidungen 
ſind zu begründen. 
Gegen die Entſcheidung des Verſicherungsträgers iſt binnen einem Monat nach Zuſtellung Ein. 
ſpruch an das Oberverſicherungsamt (Spruchkammer) zuläſſig. Über den Einſpruch entſcheidet dasjenige 


der bezeichneten Satze. 
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Oberverſicherungsamt, das zu entſcheiden hätte, wenn es ſich um eine Berufung gegen einen Endbeſcheid 
dieſes Verſicherungsträgers handelte. 

Das Oberverſicherungsamt entſcheidet endgültig. 8 1693 der Reichsverſicherungsordnung gilt 
entſprechend mit der Maßgabe, daß das Reichsverſicherungsamt (Landesverſicherungsamt) ſich auf die 
Entſcheidung der grundſatzlichen Rechtsfrage beſchränken kann. 

Für ee aus dieſem Geſetz iſt ein Pauſchbetrag an das Oberverſicherungsamt nicht 
zu entrichten. 

§ 6. 

Die Zulage wird auf volle Mark für den Monat aufgerundet. Sie fallt weg, wenn die Rente 

Ab oder wenn die Vorausſetzungen für die Gewährung der Zulage nicht mehr gegeben ſind. 


8 7. 

Im 81 Sat 1 und im 8 5 der Verordnung über die Gewährung von Zulagen zu Renten aus 
der Unfallverſicherung vom 5. Mai 1920 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. S. 878) in der Faſſung des Artikels XII des 
Geſetzes betreffend Anderungen in der Unfallverſicherung vom 27. September 1921 (Geſ. Bl. für die 
Freie Stadt Danzig Nr. 197) werden die Worte „31. Dezember 1921“ durch die Worte „31. März 
1922“ erſetzt. 

Für die Monate Januar, Februar und März 1922 gilt die Verordnung vom 5. Mai 1920 in 
der Faſſung des vorſtehenden Abſatzes, weiter mit der Maßgabe, daß die gemäß 88 1 bis 6 der Ver⸗ 
ordnung zu gewährenden Zulagen verdoppelt werden. 

Die auf Grund der vorſtehenden beiden Abſatze gezahlten Zulagen ſind auf die nach den 88 1 
bis 5 zu währenden Zulagen abzurechnen. 

8 8. 

Der Senat kann beſtimmen, daß die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf fremde N 
die im Inlande ihren Wohnort haben, Anwendung finden. Als Wohnort gilt der Ort, in welchem ſich 
der Rentenempfänger nicht vorübergehend aufhält, ſondern mit der Abſicht dauernden oder längeren 
Verbleibens wohnt. 

Der Senat kann beſtimmen, daß die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf Danziger Staatsangehörige, 
die ſich im Ausland aufhalten, Anwendung finden. 
rn 9 9. 

Die Vorſtände der and wügkſchanlichen Berufsgenoſſenſchaften können mit Genehmigung der 
oberſten Landesbehörde beſtimmen, daß Zulagen auf Grund der 88 1 bis 5 ganz oder teilweiſe verſagt 
werden können, wenn die Rente aus Anlaß des Unfalls eines Verſicherten feſtgeſetzt iſt, der als land⸗ 

wirtſchaftlicher Unternehmer oder als Ehegatte eines ſolcheu verſichert war, und wenn Tatſachen die 
Annahme rechtfertigen, daß die Zulage uicht oder nicht ganz benötigt wird. 

Die Vorſtände der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften können, wenn ſie von der vor⸗ 
ſtehenden Befugnis Gebrauch machen, mit Grnehmigung der oberſten Landesbehörde nähere Bes 
ſtimmungen treffen. 

N 8 10. 
ö Soweit dieſes Geſetz nicht etwas anderes vorſchreibt, gelten die Vorſchriften der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung entſprechend. 

Die Anſprüche auf Zulage tönnen nur wegen der im § 119 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung bezeichneten Forderungen mit rechtlicher Wirkung übertragen, verpfändet und 
gepfändet werden. Mit Genehmigung des Verſicherungsamtes darf der Berechtigte den Anſpruch auch 
in anderen Fällen übertragen. 

Die Zulagen gelten nicht als Unfallentſchädigung im Sinne des § 1501 Ahſ. 2, der 88 1528, 
1529, 1541 und nicht als Unfallrenten im Sinne des $ 731 Abſ. 2, der 88 1511, 1522, 1535, 1541 der 
Wie erſcheung Dorlung. 


. 77 
Im Sinne der 88 1542 und 1543 der wf er ih n gelten die Zulagen als 
Leiſtungen nach der Reichsverſicherungsordnung und gilt das Verfahren über die e von a 
lagen als ein Verfahren nach der Reichsverſicherungsordnung. 
Die Leiſtungen dieſes Geſetzes ſind bei der Bildung der Rücklagen nicht zu n 
8 11. 
Der Senat kann Näheres über die Durchführung des Geſetzes und über das Verfahren beſtimmen. 


Danzig, den 10. März 1922. / 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


27 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, daß hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Empfängern von Renten ans der Invaliden⸗ 
und der Angeſtelltenverſicherung. 


8 1. 

Die Gemeinden ſind verpflichtet, Empfangern von Renten aus der Invalidenverſicherung und 
Angeſtelltenverſicherung, ſowie Empfängern von Invaliden⸗,Witwen⸗ und Waiſenunterſtützung (Invaliden, 
Witwen und Waiſen von Arbeitern und Angeſtellten ehemaliger Staats- und Reichsbetriebe) mit Danziger. 
Staatsangehörigkeit auf Antrag eine Unterſtützung nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften zu gewähren: 


82, 

Die Unterſtützung ijt in der Inpalideuverſicherung, ſowie an Empfänger von Invaliden⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenunterſtützung in einer ſolchen Höhe zu bemeſſen, daß das Geſamtjahreseinkommen des 

Empfängers einer Invaliden⸗ oder Altersrente den Betrag von dreitauſend Mark, einer Witwen⸗ oder 
Witwerrente den Betrag von zweitauſendeinhundert Mark, einer Waiſenrente den Betrag von eintauſend⸗ 
zweihundert Mark erreicht. | 

Entſprechende Unterſtützungen ſind an Empfängern von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente aus 
der Angeſtelltenverſicherung zu gewähren, an Wikwen jedoch nur, wenn ſie invalide im Sinne der 
Invalidenverſicherung (8. 1258 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung) find. 

Hat der Empfänger Kinder unter fünfzehn Jahren, die nicht auf Grund der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, des Verſicherungsgefetzes für Angeſtellte oder des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 
(Reichs⸗Geſetz Bl. S. 989) oder anderer Militärverſorgungsgeſetze eine Rente beziehen, jo erhöht ſich die 
für das Geſamtjahreseinkommen anzurechnende Grenze um fünfhundert Mark für jedes Kind. Für das 
vierte und jedes weitere Kind beträgt dieſe Erhöhung ſechshundert Mark. Elternloſe Enkel unter fünfzehn 
Jahren, deren Unterhalt der Empfänger der Rente ganz oder überwiegend beſtreitet, werden den Kindern 
unter fünfzehn Jahren gleichgeſtellt. 

Bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens bleibt das Arbeitseinkommen der Rentenempfänger 
bis zum Jahresbetrage von zweitauſend Mark außer Anſatz. 

Bis zum Betrage von ſechshundert Mark insgeſamt ſind auf das Geſamtjah reseinkommen nicht 
anzurechnenden Bezüge des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 oder anderer Militärverſorgungs⸗ 
geſetze, aus der knappſchaftlichen Verſicherung, aus öffentlichen oder privaten Verſicherungsunternehmungen, 
aus privaten Unterſtützungseinrichtungen ſowie aus Sparguthaben. Die, Bezüge der Hinterbliebenen 
find hierbei zuſammenzurechnen. Einkommen aus Unterſtützung dur Angehörige, iſt auf das Geſamt⸗ 
jahreseinkommen inſoweit nicht anzurechnen, als es über die geſetzliche Unterhaltspflicht oder über ver⸗ 
traglich übernommene Verpflichtungen hinausgeht. 
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Ru 
Der Antrag ift bei der Gemeinde des Wohnorts des Rentenempfangers zu ſtellen. Dieje jest 
die Höhe der Unterſtützung feſt tunlichſt unter Zuziehung von Perſonen aus den Kreiſen der Verſicherten 
oder der Rentenempfänger. Als Wohnort gilt. der Ort, in welchem ſich der Rentenempfänger nicht 
vorübergehend aufhält, ſondern mit der Abficht längeren oder dauernden Verbleibens wohnt. 5 
Gegen die Feſtſetzung der Unterſtützung iſt Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zulaſſig; fie 
entſcheidet entgültig. 
Die Finanzbehörden ſind verpflichtet, den Gemeinden auf Anfrage Auskunft über die F 
verhältniſſe der Unterſtützungsberechtigten zu geben. 
8 4. 
Die Unterſtützung wird von der Gemeinde des Wohnorts an den Empfänger in monatlichen 
oder wöchentlichen Teilbeträgen“ im voraus gezahlt. Die zu zahlenden Beträge find auf volle Mark 
aufzurunden. a 


3.0.8 

Erhält der Rentenempfänger in einer Anſtalt (Invalidenheim, Altersheim u. dgl.) Wohnung 
und Verpflegung, fo iſt an feiner Stelle die Anſtalt berechtigt, innerhalb der aus § 2 Abf. 1 ſich er⸗ 
gebenden Einkommengrenze Zuſchüſſe zum Pflegegelde zu verlangen, die aber nur bis zu drei Vierteln 
der Geſamtbezüge des Rentenempfängers beanſprucht werden können. 

Steht der Rentenempfänger außerhalb ſeines Heimatortes in Anſtaltspflege oder auf fremde Koſten 
in Familienpflege, ſo iſt fuͤr die Gewährung der Unterſtützung diejenige Gemeinde zuſtändig, in welcher 
der Rentenempfänger vor dem Eintritt der Pflege gewohnt hat. 

§ 6. 

Die Gemeinden können die den Unterſtützungsberechtigten gegen Dritte zuſtehenden Unterhalts⸗ 

anſprüche verfolgen. 7 
I, 


Die Freie Stadt Danzig erſetzt den Gemeinden achtzig vom Hundert der von ihnen verauslagten 
Unterſtützungsbeträge. 

Die Gemeinden melden die erſtattungsſähigen Beträge monatlich bei der oberſten Landesbehörde 
an und erhalten von ihr auf Antrag Vorſchüſſe darauf. Der Senat überweiſt den oberſten Landes⸗ 
behörden auf Antrag den hierfür erforderlichen Monatsbedarf. 

8 8. 

Der Senat wird ermächtigt, nähere Vorſchriften zur Durchführung des Geſetzes zu erlaſſen. 
Er kann auch beſtimmen, daß ſtatt der Gemeinden andere Stellen mit der Durchführung des Geſetzes 
betraut werden, und daß an die Stelle der Gemeinden Gemeindeverbände treten. 

8 9. 

Der Senat kann beſtimmen, daß die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf fremde Staatsangehörige, 
die im Inland ihren Wohnort (8 3 Abſ. 1 Satz 3) haben, Anwendung finden. Auch kann der Senat 
oder die von ihm beauftragte Stelle einem Danziger Staatsangehörigen, der ſich im Auslande aufhält, 
eine entſprechende Zulage zubilligen; die Koſten hierfür trägt die Freie Stadt Danzig. 

§ 10. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1922 in Kraft. 
Danzig, den 10. März 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Anm.: Die Nr. 13 des Geſetzblattes für 1922 erſcheint nicht. 
Schriftleitung: Bürd des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


